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* Morauk es ««kommt.
Sehr richtig wird die Politik umschrieben als die

Kunst des Erreichbaren. Noch immer hat es sich gezeigt,
daß . wenn ein Staat das Wesen dieser Kunst nicht be-
griff , d . h. also seine Forderungen und Erwartungen
überspannte oder gar unmöglichen Zielen nachjagte, daß
dann regelmäßig nach sehr kurzer Zeit ein völliger Um¬
schwung zu Ungunsten dieses Staates eintrat : die an¬
fänglich sehr gute Position verwandelte sich rasch in ihr
Gegenteil . Einfach ist diese Kunst natürlich nicht , da
Wünsche eines an sich durchaus berechtigten vaterlän¬
dischen oder persönlichen Ehrgeizes die leitenden Staats¬
männer leicht zu übertriebenen Forderungen verführen .

Ganz besonders schwer aber wird diese Kunst, wenn
es sich um einen Staat handelt , der besiegt wurde , einen
inneren und äußeren Zusammenbruch erlebte und nun
aus 'den Verhandlungen mit den Siegern , die vor allem
in der Form von Gläubigerstaaten auftreten ,
seine Existenz und die Möglichkeiten zu einem Wieder-
aufbau retten soll . Hier ist naturgemäß die Aufgabe
der Politik doppelt und dreifach kompliziert . Und in
einer solchen Lage befindet sich Deutschland .

Aber auch hier darf der eben erwähnte Grundsatz nun
und nimmer außer acht gelassen werden. Auch für uns
kornmt es in diesen Tagen vor allem darauf an , wirk¬
liche Politik zu treiben , d. h . wirklich die Kunst
des Erreichbaren zu üben . Wir dürfen in dem ,
was wir an Verpflichtungen und Leistungen überneh¬
men wollen, nicht zu großzügig sein, da wir sonst die
Zukimft unseres Volkes unter Umständen bis zur Un¬
erträglichkeit belasten können ; wir dürfen aber auch
nicht zu wenig anbieten , damit nicht ein böswilliger
Gegner verheißungsvoll begonnene Verhandlungen sabo¬
tiert , mst dein Hinweis darauf » daß Deiltschland sich
ja doch nur um seine Reparationsverpflichtungen herum¬
drücken wolle, und daß deshalb eine Politik des Diktats
und der Sanktionen durchaus am Platze sei .

Nun befinden wir uns aber noch in einer anderen
Beziehung in einer höchst unerwünschten Zivangslage ,
und zwar deshalb , weil das R u h r r e v i e r , >d . h . un¬
ser wirtschaftlich bedeutendstes Machtzentrum , von den
Franzosen und Belgiern besetzt ist . Solange diese Be¬
setzung andauert , kann von Reparationen natürlich nicht
ernstlich gesprochen werden . Solange sie anhält ,
kann aber auch nicht von einem Wieder¬
aufbau inr Innern , von einer Wieder ge¬
sund u n g Deutschlands im Ernst gespro¬
chen werden . Und darum kommt alles darauf an , diese
Besetzung , die die Politik des Kabinettes Cuno lei¬
der nicht vermeiden konnte, wieder rückgängig zu
machen . Natürlich kann das nur geschehen im Zusam -
menhang mit einer Regelung der Reparationsfrage als
solchen. Jedenfalls wird der Preis , den wir bei den
Verhandlungen zur Regelung dieser Frage unter Um¬
ständen erringen können, schon von vornherein wesent¬
lich erhöht durch die Aussicht , nun wieder das Ruhr -
revier frei zu bekomnlen .

Der passive Widerstand allein wird , wenn er auch in
erster Linie den Gegner verhandlungsreif machen
rnuß, sicherlich nicht ausreichen, uni das Ruhrrevier von
der furchtbaren Last der Besetzung zu befreien und die
Reparationsfrage in einem vernünftigen Sinne zu lösen.
Mit diesem passiven Widerstand wird die aktive Po¬
litik - er Reichsregiernng Hand in Hand gehen. Und
es ist ein beachtenswertes Zeichen der Zeit , daß in den
letzten Tagen nicht nur der „Vorwärts " diese Forderung
nach einer aktiven» deutschen Außenpolitik aufstellte, son¬dern daß auch einzelne führende Organe der anderen
Parteien des neuen Staates , darüber hinaus aber auch
einige Blätter der Deiltschen Volkspartei die
gleiche Forderung erhoben.

In besonders beachtenswerter Form geschieht das ineinem Leitaickikel, den der Berliner Vertreter der deutsch¬
volksparteilichen „Badischen Presse " gestern in
-seinem Blatt veröffentlichte. Der Hauptpassus diesesArtikels lautet : „Aber dieser passive Widerstand ist -nuretwas Negatives , er muß ergänzt werden durch eineaktive Außenpolitik , die nicht über Prestige -
bedenken stolpern darf . Die Hauptsacherst » daß wir die Franzosen aus unserenGrenzen herausbekommen . Wenn das ge¬schieht, bevor die Verhandlungen beginnen , so ist las

sehr schön , wenn es aber erst geschieht bei Ab¬
schluß der Verhandlungen , so müssen wir
damit auch zufrieden sein ; denn schließlich le¬
ben jetzt zehn Millionen unter der Spitze der französi¬
schen Bajonette , und keiner von ihnen würde es per-
stehen , daß ihre Qualen verlängert werden, nur weil die
Reichsregierung mit studentischen Commcnkbegrissen ar¬
beitet . Die Rücksicht können sie von uns verlangen , kön¬
nen sie vor allem von der Reichsregierung verlangen , dcöi
jede Möglichkeit zur Abkürzung ihrer Leidenszeit aus¬
genutzt wird . Das ist der Gesichtspunkt, der für die
Politik des Kanzlers .ausschlaggebend bleiben muß , und
er ist so durchschlagend , das es ein Widerstreben dagegen
nicht geben darf ."

Gegen den hier vertretenen Standpunkt wird man ,
zumal nach dem eingangs Gesagten, gewiß nichts einzu¬
wenden haben, und dies umsoweniger, als man bekannt¬
lich im Ausland sogar ganz bestimmte Vorschläge von
Deutschland erwartet .

Am gestrigen Tage haben nun beim Reichskanzlev in
Berlin Besprechungen mit den Parteiführern über die
augenblickliche außen - und innenpolitische Lage stattge¬
funden . (Einen der „Frankfurter Zeitung " entnomme¬
nen Bericht darüber drucken wir weiter unten ab .) Schondie nächsten Tage werden zeigen , wie die Auffassung der
deutschen Reichsregierung aussieht, , das heißt , wie weit
bezw . wie eng der Rahmen sein wird , in welchem sich
die aktive, deutsche Außenpolitik der nächsten Wochen
vollziehen soll.

Line Docbsckulrede über den
neuen Staat .

Von Hochschulprofessor Dr . Karl Holl .
In weiten Kreisen verfassungstreuer Staatsbürger herrscht

Mißtrauen gegen die Hochschulen des Reiches , die vielfach als
Hort der Reaktion airgesehen werden. Vorgänge innerhalb
unserer badischen Landeshochschulen haben zweifellos dazu
bcigetragen , den Verdacht zu erhärten , daß unter unseren
Hochschullehrern eine starke Ablehnung der neuen demokrati¬
schen Staatsverfassung zu finden ist.

Es soll hier nicht im Einzelnen erörtert worden, welche
Gründe zahlreiche Hochschullehrer zu dieser ablehnenden Hal¬
tung bestimmen, die miiidestens teilweise auf das Konto einer
fehlenden politischen Erziehung des Staatsbürgers überhaupt
in den vergangenen Jahrzehnten zurückzuführen ist. Insbe¬
sondere die Hochschulkreise hatten sich in ihrer intensiven Wis-
scnsbetätigung dem Leben entfremdet und gerade in ihnen
hatte das berüchtigte Wort von dem garstigen politischen Lied
weite Geltung . Die abseits dem gewaltigen Lebensfluß mit
seinen Tiefen und Untiefen in beschaulicher Ruhe ihrer For¬
schung und Lehre lebenden Gelehrten finden sich plötzlich zu
einer Stellungnahme gezwungen, der sie in ihrer bisheriget «
Lebcnsfremdheit nicht gewachsen sind . Zudem gewöhnte sie
der Historisinus weiter Wissensgebiete ihr Interesse wesentlich
der Vergangenheit zuzuwenden, wodurch leicht eine gewohn¬
heitsmäßige Einstellung nach der Vergangenheit hervorgerusen
wird.

Aber was auch immer die Gründe fern mögen, die sie in
aufrichtiger Überzeugung dem Vergangenen im Vergleich zürn
Jetzigen den Vorzug geben lasten, es ist eine harte Ungerech¬
tigkeit allzusehr zu verallgemeinern . Gerade an der Frei¬
burger Universität haben sich Begründer des republikanischen
Lehrerbundes gefunden, an der Karlsruher Hochschule hat
der derzeitige Rektor, in seiner an dieser Stelle veröffentlichten
Rektoratsrede eine Gesinnung bekundet, die alles andere als
reaktionär -nationalistisch genannt werden kann, hier hat auch
bei der letzten Anwesenheit des Reichspräsidenten die Studen¬
tenschaft ein wahrhaft erhebendes Zeugnis der Treue zum
Reich in seiner gegenwärtigen Form abgelegt, und an der H e i-
delberger Universität endlich erstand ebenfalls dem neuen
Staate in dem derzeitigen Rektor ein Fürsprech, wie er mu¬
tiger und kenntnisreicher nicht leicht gefilnden werden dürste .
Aber gerade die Kräfte, die an den Hochschulen für den neuen
Staat eintreterr , dürfen verlangen , daß jene Verurteilung der
Hochschulen als reaktionäre Sammelpunkte nicht länger zum
blöden Schlagworte der Masten wird. Presse und Politiker
könnten in dieser Richtung durch gerechte Würdigung wert¬
voll« Arbeit leisten, um auch die noch Schwankenden dem de¬
mokratische« Staatsgedanken zu gewinnen .

Gerade die Rede de» Heidelberger Rektors Gerhard An¬
schütz über «Drei Leitgedanken der Weimarer ReichSver-

fastung "* zeigt, wie willkommen den Tägern unsercs ^ neuen
Staats die Mitarbeit aus berufenen Hochschulkreisen sein
dürfte . Mit all dem erprobten Rüstzeug des erfahrenen und
hervorragenden Staatsrechtlers untersucht Anschütz die Grund¬
lagen unserer gegenwärtigen Berfaffung . Mit leuchtender
Klarheit und unwiderleglicher Folgerichtigkeit bestimmt er
ihre Leitgedanken als 1 . Staatlichkeit des Reiches ,2. UnitariSmus , 3. Demokratie .

Unter Staatlichkeit des Reichs begreift Anschützi
den großen Fortschritt, daß das Reich heute nicht mehr ein«
Einheit der Länder ist, sondern die Einheit des deutschen Vol¬
kes . Damit ist endgültig im Prinzip wenigstens der parti -
kularistischen Vielstaaterei ein Ende gemacht zugunsten de»
nationalen Reichsgedankens. Die' Hoffnungen der Befreiung »,
kriege , vor hundert Jahren schmählich vernichtet , sind heut«
Erfüllung geworden, die Absichten der in öen Stürmen von
1848 geborenen Frankfurter Nationalversammlung hat dt«
Weimarer von 1619 verwirklicht . Wenn auch der große Reichs»
schmied Bismarck praktisch bereits einen Bundesstaat begrün¬
den wollte, so gab er ihm doch als schlauer Mime die den
Fürsten genehmere Form des Staatenbundes . Erst in Weimar
wurde von den gewählten und beauftragten Vertretern de-
gesamten deutschen Volkes unsere staatliche Einheit erreicht.

In bezug auf die Länder erscheint allerdings unser Reich
als ein zusammengesetzter Staat , aber der Fortschritt gegen
früher besteht darin , daß das Verhältnis des Reichs zu den
Ländern weit u n i t a r i s ch e r ist wie in dem Werk Bis¬
marcks. Aber neben dem die Weimarer Verfassung bestimmen-
den Grundzug des Unitarismus bestehen doch auch noch
föderalistische Züge wie etwa der Reichsrat oder die Lande».
Hoheit im Vollzug der Reichsgesetze. Mt aller Deutlichkeit
lehnt es A n s ch ü tz ab. zugunsten weiterer föderalistischer Be-
strebungen einer eventuellen Verfassungsrevision zuzustimmrn.und es ist überaus erfreulich, gerade von ihm als dem bedeu¬
tenden Staatsrechtslehrer das offene Bekenntnis zu hören, et.gehöre zu denen, „denen im Streitfälle das Reich alles , der
Einzelstaat nichts ist"

. Wenn er konsequent sich für ' die
„Weiterentwicklung Deutschlands zum Einheitsstaat " auS-
spvicht, so versteht er darunter mit Treitschke „ den nationalen
Einheitsstaat mit einer starken Selbstverwaltung autonomer
Provinzen ". Auch hier aber lehnt er jede zwangsmäßige Ver¬
fassungsänderung ab und erhofft alles von einer allmählichen
„Berfassungswandlung ". (Da bereits die heute geltende Ver¬
fassung den Ländern kaum mehr Freiheiten läßt , als sie auch
jenen „ autonomen Provinzen mit starker Selbstverwaltung "
zuzusprechen wäre , halten wir die Aufrechter Haltungdes heutigen Z u st a n d e s für das beste. Red .)

Diese Verfassung wurde nach dem Zusammenbruch der Br
entscheidungsvoller Stunde versagenden Monarchie von de«
Volke sich selbst gegeben. Sie ist nach Entstehung und Inhalt
demokratisch . Mit - Scharfblick erkennt Anschütz darin ,
daß auch die Gegner des neuen Staats sich an den Wahlen zur
verfassunggebenden Versammlung beteiligt haben, deren prak¬
tisches Bekenntnis zur Demokratie, und angesichts der über
Dreiviertelmehrheit bei der Annahme der Verfassung nennt
er die Behauptung Dr . Heims, daß die Weiinarer Verfassung
auf undemokratischem Wege znstandegebracht sei, einfach
töricht. Aber vor allem ist dem Inhalt gemäß durch die Ver-
fassung ein wahre« Volksstaat gewährleistet. Der klarsichtige ,
Forscher weiß natürlich , daß auch in monarchischer Staats¬
form Demokratie möglich ist, aber um so nachdrücklicher be¬
tont er : „auch für ein innerlich demokratisches Kaisertum ist
in Deutschland zurzeit kein Raum "

. Ein Kampf um „Repu¬
blik oder Monarchie" würde nichts anderes bedeuten als „Re¬
publik oder Anarchie" . Darum möge man solche müßig«
Erörterungen endlich sein lassen und sich zusammenfinden in
dem wahren Geiste nationaler Demokratie , wo-
runter Anschütz versteht den „Willen einen unabhängigen Staat
für sich zu bilden und diesen Staat so zu gestal¬
ten, wie das Volk ihn wünscht und will", „das von
ihrem Selbstbewusstsein geforderte Selbslbestimrnungsrechl der
Völker" . Als Kern des demokratischen Staatsprinzips gilt
ihm der Gedanke der Einheit von Staat und Volk : „der
Staat , das sind wir " . Indem Anschütz als Ethos der Demo-
kratie die Forderung aufftellt : „Zusammenfassung aller Volks¬
kräfte im Staat , pflichtbewußte Mitarbeit aller am Staat ,
Verantwortlichkeit aller für den Staat " kommt er zu dem
Schluß , den von der Spitze unserer ältesten Universität aus¬
gesprochen zu hören in Zukunft vorsichtig machen sollte in der

* Rede, gehalten bei der Jahresfeier der Universität Heidel¬
berg am 22. November 1922. Erschienen als Heft 28 in Recht
und Staat in Geschichte und Gegenwart. Eine Sammlung von
Vorträgen u. Schriften aus dem Gebiet der gesamten Staar »-
wiffenschaften. Tübingen 1923, Verlag von I . E- B.
(Paul Siebeck ).



«)ems<Der xelcvsrag. ,
Dt « Beihetzottnng der Geireidevmlage mit 211 e«W» 14k »Elti« « « ; ähgeletzn^ ^

' . . j ■■

* uj der Tagesordnung ftanb .^
'
tjcn die guxntz. 58statnyfl ». Die deutfchnaliooale » Anträge auf Avfhebuna der « e ,•ä Ul „ i ,4»X.,.. . . . ;rj . _ 2 e-" — ir - T̂it _ _ . e. «. . _ . . „ «• - _ . ^ V' des Haushalts des Reichsminksterrums für Ernährung . . ury)

Landwirtschaft . Die ' allgenieine Aussprache darüber ist schon
vor den Osterferien ' erledigt worden. .-

"Dke- ÄbstimMung^ iweL -
die dazu vorliegenden Einschiicstungen wird noch zurückge »
stellt. ^

In der Eirrzelberatung verlangt Abg . Woses (Söz .) ' eine
größere Förderung der Einrichtungen für Ernähruügswiffen .
schaft. Die Publikationen des Reichsansschuffes für Ernäh -
ruygssorschung sollten mit staatlichen Mitteln weitere Ver¬
breitung , finden/ - Besonders wichtig sind die, Aufklärungen
Über die Zweckmäßigkeit der Zubereitung von Speisen nach
wissenschaftlichen und . wirtschaftlichen Grundsätzen . Aüfklä.
rüng sei weiter notwendig über die Frage , wieviel Getreide
der - Ernährung durch die 'Bierbrauereien entzogen würde . Die
Ernährungswissenschaft dürfe nicht wieder wie im Kriege zur
Täuschung des Volkes gem iß braucht werden (Beifall ) .

Äbg. Hermann (Dem .) verlangt im Interesse der Volkser¬
nährung und des «Gemüselbaües Erleichterungen für den
Transport des Gemüses , vor allem auch von dem unbesetzten
ins besetzte Gebiet .

Bei dem Kapitel „Fischerei" beklagt der Abg. Horn (Soz .)
die traurige Lage der deutschen Fischer. Der Volksernährung
würde sehr damit gedient werden, wenn den kleinen Fischern
durch staatliche Zuwendungen die Aufrechterhaltung ihrer Be.
triebe ermöglicht werde. Das Ausfuhrverbot für Fische
müsse aufrecht erhalten werden .

Die Abgg. Kuhnert (Soz .) und Hegiemann (K .) fordern
Schutzmaßnahmen für die kleinen Fischer gegen die Ver¬
trustungsbestrebungen der großen Fischereigesellschaften.

Angenommen wird sodann eine Entschließung des Aus¬
schusses, welche für die Minderbemittelten verbilligte Brot¬
versorgung verlangt .

Die sozialdemokratischen und die kommunistischen 'Anträge
auf Beibehaltung der Getreideumlage werden von der bürger .
lichen Mehrheit abgelehnt und in namentlicher Abstimmung
eine Entschließung des Zentrums , der Demokraten , der Deut¬
schen und der Bayerischen Bolkspartei mit 211 gegen 146 Stinr .
men bei einer Enthaltung angenommen , in der es heißt : Von
einer weiteren Getreideumlage muß abgesehen werden . Dte
rechtzeitige Sicherstellung einer ausreichenden Brotgetreide¬
menge unter Mitwirkung der landwirtschaftlichen Organisa .
tionen , der Bäcker und Werbrauchervertretungen , der Mühlen ,und des legitimen Handels ist erforderlich Eine große Verbil¬
ligung für Minderbemittelte , ist unter Deckung der erforder¬
lichen Mittel unter Belastung des Besitzes im weitesten Um¬
fang zu gewähren . Diese Belastung muß vor Beginn des
neuen Wirtschaftsjahres gesetzlich festgelegt werden . Vorher
dürfen die Reichsgetreidestcllen nicht aufgehoben werden . Das
Ernährungsprogramm der Regierung - für 1923/24 ist mit
möglichster Beschleunigung vorzulegen . 1

tpetdemnkagt und . der . -Zwangswirtschaft , sowie Aufhebung der
Rcichsgetrerdestell« . zum - 1 . Klktoder - d.- -I . waren vorher mit

• 264 gegen D3 Stimmen -bei ' einer Enthaltung abgetehntworden. _
Ein kommunistischer Antrag auf Wiedereinführung heg

Zuckerzwangswirtschaft wird abgelehnt . .
- Angenommen würde sodann mit 48 .Stimmen der Linken«

einiger Demokraten und der Minderheit des Zentrums gegen134 Stimmen folgende Entschließung des Ausschuffes: „Me
enqrme Erhöhung de« Zuckerpreises auf das Doppelte de»
bisherigen Betrages , in einer Zeit , in der die -Besserung de »
Markwertes ständig zunimmt , ist völlig unberechtigt/ Die Re.
gierung wird ersucht, - der -Preiserhöhung für -Zlnker - die Zu - -
stimmung zü versagen oder, falls sie schon gegeben sein sollte -,

' '
sie wieder zurückzuziehen."

Annahme fand mit 178 gegen 129 Stimmen der Linken
«me Entschließung des Ausschuffes auf Kredichilfe für die
rübenbauenden Landwirte , ebenso eine Entschließung , welche
die Aushebung der Höchstpreise für Milch und Molkereipro» -
dukte in Sachsen und Thüringen verlangt .

Abg. Frau Wurm (Soz .) beantragt Erleichterungen für die
Einfuhr von Fleisch und Fleischwaren aus dem Auslande »
speziell aus Argentinien . Ein Regierungsvertreter äußert Be¬
denken dagegen, da Deutschland bei seiner schlechten Valuta
dic erforderlichen Preise nicht zahlen könne . Die Presse-
nachricht von einer argentinischen Biehschenkung an Deutsch¬
land scheine leider unzutreffend zu sein. Über den Antrag
entspinnt stch eine äußerst lebhafte Debatte .

Die Demokraten beantragen Überweisung an den volkswirt¬
schaftlichen Ausschuß. Die Vertreter des Zentrums stimmen
den Antrag im Prinzip zu , wünschen aber ebenfalls Be¬
sprechung im Ausschuß, während die Vertreter der Linken auf
sofortiger Annahme des Antrages bestehen . Schließlich wird
der Antrag Wurm mit 161 gegen 147 Stimmen abgelehnt , da¬
gegen ein Eventualantrag Wurm , welcher die Verlängerung
der Vergünstigungen für die Einfuhr von Gefrierfleisch min¬
destens bis 1933 und von inneren Teilen (Herz , Lunge , Leber)
bis 1928 verlangt , mit großer Mehrheit in der Faffung an¬
genommen , daß die Fristbestimmungen gestrichen werden .

Damit fft die Beratung des Etats erledigt . Nach einer
längeren Geschäftsordnungsdcbatte über den deutschnaionalen
Antrag auf Beratung der Interpellation über das Verbot der
deutsch -völkischen Freiheitspartei , in deren Verlauf ein Regic-
rungsvertreter erklärt , daß die Mten noch beim Staatsgerichs -
hof liegen und der Minister die Interpellation morgen noch
nicht beantworten könne , wird der deutschnationale Antrag
abgelehnt . — Nächste Sitzung Freitag nachmittag 2 Uhr :.
Reichsverkehrsministerium . — Schluß gegen 7 Uhr.

allzu raschen - Berür reiktnig der Hochschulen : ^U ins er S -lr .- crr
« st ff . e i n / dem o tVcf ischer , es w Bolkbst aa t,fe1n ,
« der er pfrö nicht fein "

. ^
wir Gelegenheit haben, solch klare und .

'-
W,« >nhÄ,stge..Aeke«rilinsfe zu « nserenn yeitzn . d <mt paai . solch-.
«er5ntwortu :tgsvöüor Stelle zu - tprcü . Stwiel mir bekannt *
ist . hat da^ ÜuterrichJ Ministerium nst Volker Würdigung der -
Bedeutung , solcher offizielle» Äußerung mir Hilfe , der flböß-
Herzigen . Stiftung . eines badischen Industriellen einen , all- .
jährlich an .ber Universität Heidelberg zu verteilenden Frer -
heitspreis ' eingerichtet und ihm den Namen Gerhard Anschütz
zugesellt. . Vielleicht liehe sich auch erwägen, Abiturienten un¬
serer Mittelschulen die Red« einzuhändigen . .Ihre Gesinnung
tut uns allen not, und in ihr unsere Jugend $u erziehen
Bedeutet die Eesundung unseres Sraatsgefühls .

politische Neuigkeiten.
Aussprache beim iKeiiDskanzler.

Der Reichskanzler hat gestern nachmittag die Abgeordneten
Marx (Zentr .), Dr . Stresemann (D . Vp. ) , Dr . Petersen (Dem .)
«nd Leicht (Bahr . Vp . ) zu der bereits angelündigten Aussprache
empfangen. De Besprechung, di« mehrere - Stunden dauerte .
Berührte alle wichtigen Fragen der außen - und innenpolitischen
Lage, und von zuständiger Seite wird versichert , daß ihr Er -
zcbnis vvlle Übereinstimmung gewesen sei . Man kann also an¬
nehmen, daß diese Übereinstimmung auch in der politischen De¬
batte , die Anfang nächster Woche bei der Beratung des Etats
des Auswärtigen Amtes stattfinden wird, zutage treten wird.
Ebenso sicher scheint aber auch zu sein, daß die Rede, die der
Minister des Auswärtigen Dr . von Rosenberg bei dieser Gele¬
genheit halten soll, keinerlei Überraschung bringen wird.

Damit ist aber nicht gesagt, daß auch die anderen Reichstags-
Parteien sich in der nächsten Woche mit der bloßen Billigung
der bisherigen Regierungspolitik bescheiden werden . Wenn
Herr von Rosenberg aus Überzeugung über das , was er in der
letzten Stzung des Auswärtigen Ausschuss vor Ostern als Ma¬
xime der Regierungpolitik verkündet hat, nicht hinausgehen zu
können glaubt , so wird er — darauf hat der bereits erwähnte
Artikel des „Vorwärts " gestern morgen hingewiesen — von den
Sozialdemokraten wohl gefragt werden, ob die Entwicklung
der diplomatischen Lage in den letzten Wochen nicht eine stärkere
Aktivität der deutschen Politik verlangt . Es ist bekannt, daß die
deutsche Sozialdemokratie in . der Woche vor Ostern mit parla¬
mentarischen Vertretern der sozialistischen Parteien der En¬
tenteländern ein gemeinsames politisches Reparationsprogramin
ausgearbeitet hat , das bestimmte Vorschläge enthält , und das
zunächst für die beteiligten sozialistischen Parteien als eine
Plattform für das Operieren in jedem einzelnen Lande gedacht
ist. Im Sinne dieses Programms liegt auch eine deutsche Ini¬
tiative, die in den anderen Ländern zum Teil erwartet , zumTeil verlangt wird. Wir möchten allerdings bezweifeln, so
meldet ein Priv . -Tel . der „Frkf. Ztg .

"
, daß die Reichsregierung

bereits am Montag oder Dienstag mit einer Initiative dieser
Art auf den Plan tritt . Das Organ des Abg. Stresemann ,
„Die Zeit "

, glaubt zu wissen , daß der Minister des Auswär¬
tigen in seiner Rede ganz gewiß einen neuen Zahlungsplan
nicht borlegen werde, so sehr man einen solchen der Regierung
in der letzten Zeit in der ausländischen Presse angedichtet habe.
„Aber," so sagt das Blatt , „es würde ganz im Sinne der bis¬
herigen aktiven Politik des Kabinetts Cuno liegen, wenn der
Außenminister auch bei dieser Gelegenheit keinen Zweifel dar¬
über ließe, daß die deutsche Regierung nach wie vor gewillt und
entschlossen sei, unter Aufbietung aller wirtschaftlichen Kraft
ihrer Entschädigungspflicht zu genügen.

" Ob die Regierung
dann dabei in der Lage sei, irgendwelche Ziffern zu nennen ,
sei zweifelhaft, da der Schaden des Ruhreinbruchs sich nicht
übersehen lasse und die Regierung erst vor kurzem sich zu dem
Vorschlag des amerikanischen Staatssekretärs Hughes bekannt
habe, der die Festsetzung der deutschen Leistungssumme einem
Ausschuß von internationalen Sachverständigen überlassen
wolle. Aber es böten sich, auch wenn man von festen Ziffern
absehe , Gesichtspunkte genug, die der deutsche Außenminister
berühren können, und Anregungen genug , auf die er eingehen
könne .

Diese Ankündigung des bolksparteilichen Blattes würde die
Auffassung bestätigen, daß Herr von Rosenberg in seiner Rede
«ichts Wesentljches sagen wird, was über den Rahmen des bis¬
her von' der Regierung Gesagten hinausging .

Noch bevor im Deutschen Reichstag über die auswärtige Po¬
litik gesprochen wird , werden heute die belgischen Minister in
Paris mit Herrn Poincare zusammentresfen und wird Herr
Poincare selbst am Sonntag in Dünkirchen die angekündigte
Rede halten , von der die Pariser Presse eine Klärung über die
Richtung der französischen Politik erwartet . Das sind immer¬
hin zwei Ereignisse, deren politische Tragweite heute noch nicht
zu übersehen ist und, die auch für die Reichsregierung wie für
die Reichsparteien im Hinblick auf das, was in der außenpoli¬
tischen Debatte zu sagen ist, von Bedeutung sein können.

Lin neuer deutscher IKeparationsvorsGlag
Der Pariser Berichterstatter des „ Journal " will laut W.

T .-B . erfahren haben , Reichsfinanzminister Dr . Hermes habe
in Gemeinschaft mit Staatssekretär Bergmann die letzte Hand
an einen neuen Reparationsplan gelegt. Dieser Plan enthalte
außerordentlich präzise Vorschläge sowohl hinsichtlich der Geld,
zahlringen als auch der Sachlieferungen und des Wiederaufbaus
in Frankreich. Der Berichterstatter glaubt bestätigen zu können,
daß Frankreich eine endgültige Entschädigungssumme von 25
Milliärdc » Goldmark erhalten solle , und daß auch für Belgien
«iid Italien durch diesen Plckn die Reparationszahlungen so
filiert seien , daß sie den Forderungen dieser beiden Länder
entspreche . Tie Mobilisierung dieser Summe soll mit Hilfe
äußerer und innerer Anleihe» c rfolgen, wie es auch bereits der
Plan Bergmanns , der der Pariser Konferenz nicht unterbreitet
werden konnte , vorgesehen hatte . Die Deutschen würden , ob¬
wohl der Berichterstatter hierüber wirkliche Aufklärungen nicht
erhalten konnte, im Augenblick der letzten Jahreszahlung die
Räumung des Ruhrgebietes verlangen . Man sei aber auch
rwch dem Gedanken der Entmilitarisierung , wie Frankreich sie
«uffasst - feindlich gesinnt.

Der 'Berichterstatter erklärt , er könne nicht behaupten , daßher Plan Hermes schon die Billigung des gesamten Kabinetts
gefunden habe . Der Berichterstatter sagt, er werde auch dann,wenn diese Nachricht dementiert werde, sie aufrechterhalten ,henn seine Auskünfte stammten aus den höchsten Kreisen der
deutschen Hauptstadt .

Line neue Protestnote .
Den Regierungen in Paris , London und Brüssel wurde fol.

gende Note übergehen :
Die Interalliierte stzieiiilandtommiffion hat durch die Ver-

»rdnung Nr . 149 und 1 »0 dem Oberbefehlshaber der inter¬
alliierten Desatzungstruppen diktatorische Gewalt über die
deutschen Eisenbahnen übertragen und unter Ausschaltung der
deutschen Reichsbahnverwaltung eine „rmerallnerte Regie der

Eisenbahnen des besetzten Gebietes " eingerichtet, deren Lei¬
tung sie einem französischen Direktor unterstellt . Die neue
Verwaltung soll befugt sein , das bisherige Personal insgesamt
oder im Wege der Einzclkündigung zu entlassen.

Die Verordnungen werden damit begründet , daß die
deutsche Regierung durch gewiffe unter angebliche Verletzung
des Versailler Vertrages und des Rheinlandsabkommens an
ihre Beamten erlaffene Befehle den Eisenbahnverkehr im be¬
setzten Gebiet lahmgelegt und somit die Sicherheit und den
Unterhalt der interalliieren Armeen sowie der Zivilbevölke¬
rung der besetzten Gebiete gefährdet habe. Die deutsche Re¬
gierung muß den Vorwurf der Vertragsverletzung aufs ent¬
schiedenste zurückweisen . Die von ihr den Eisenbahnbeamten
im vertragsmäßig besetzten Gebiet erteilten Befehle lauten
ausdrücklich dahin , daß alle von den alliierten Behörden in
Übereinstimmung mit dem Rheinlandsabkommen geforderten
Militärtransporte für die Bedürfnisse der Besatzung in dem
nach Maßgabe ' des Vertrages von Versailles besetzten Gebiete
durchzuführen seien. Dagegen hat es die deutsche Regierung
mit Recht abgelehnt, die deutschen Eisenbahnen und ihr Per¬
sonal für solche Militärtransporte zur Verfügung zu stellen ,
die den von der französischen und belgischen Regierung unter
Verletzung des Vertrages von Versailles eingeleiteten Gewalt¬
aktionen dienen sollen . Nicht von deutscher Seite sind Be¬
triebsunterbrechungen verursacht worden, sondern sie sind
durch

Vertreibung der deutschen Eisenbahner von ihren
Dienstposten mit Waffengewalt

und durch unmittelbare Eingriffe französischer oder belgischer
Militärpersonen in den Betrieb eingetreten , so daß jegliche
Sicherheit für die Reisenden und das beförderte Gut aufhört .
Durch die Zumutung an die deutschen Bediensteten, ihre Ar¬
beiten unter militärischem Zwang zur Unrerstüyung des
rechtswidrigen Einbruchs in deutsches Gebiet fortzusetzen,
wurde ihnen nur die Wahl gelassen zwischen dem Verlassen
des. Dienstes und dem Verrat am eigenen Volke.

Nachdem sie unter diesem Zwang den Dienst verlassen
haben , wird behauptet , sie seien in den Streik getreten . Dar¬
aus wird ein Vorwand für die Wegnahme aller für die Löh¬
nung und Besoldung bestimmter Geldbeträge abgeleitet . Durch
Bedrohung mit Waffengewalt , Mißhandlung , Gefängnisstrafe
und Zwangsarbeit sollen die Bediensteten gefügig gemachtwer¬
den. Auch die Behauptung , daß bei dem Erlaß der neuen
Verordnungen die Sorge für die Sicherheit und Existenz der
Bevölkerung mitgesprochen habe, wirkt wie

ein beabsichtigter Hohn.
Die Bevölkerung der deutschen Rheinlands , die in uner¬

schütterlicher Liebe zum Vaterlands geduldig alle Lasten der
Besatzung trägt , weiß genau , daß die Sorge für ihre Existenz
niemandem mehr am Herzen liegt, als der deutsche » Regie¬
rung . Die Bevölkerung wünscht von den bisherigen Bedrückun¬
gen und Drangsalierungen der Okkupation befreit zu werden»
aber sie lehnt es alb, daß eine fremde, ihr sonst nicht wahr¬
nehmbare fürsorgliche Gesinnung durch Entlassung und Ver¬
treibung der deutschen Volksgcnoffen betätigt wird.

Alle angeführten Gründe sind, wie jeder Beobachter der
Vorgänge am Rhein weiß, nur ein Borwand , um das seit
Beginn der Besetzung von Frankreich erstrebte Ziel zu errei¬
chen und die Eisenbahnen in die Hand seines Militärs zu
bringen .

Die jetzt getroffene Maßnahme reiht sich der Errichtung be¬
sonderer Verwaltungen für die Zölle, die Forsten und das
Ein - und Ausfuhrwesen an ; sie ist ein weiteres Glied in der
langen Reihe der Verordnungen der Interalliierten Rhein -
landkommisiion, die alle gleichmäßig dasselbe Ziel verfolgen,
das Rheinland politisch , wirtschaftlich und administrativ vom
unbesetzten Deutschland zu trennen . Die neu eingerichtete
Regie macht von der ihr rechtswidrig übertragenen Ermäch¬
tigung zur

Entlaffung deutschen Personals mit äußerster Brutalität
Gebrauch und begnügt sich nicht Mi tder Dienstentlassung , son¬
dern vertreibt die Beamten mit ihren Familien aus den

Wohnungen . So wurden allein am 7. April morgens in
Trier 129 Eisenbahner -Familien aus privaten Genossenschafts-
Häusern von bewaffneten Spahis gewaltsam ausgetrieben ;
560 Frauen , Männer und Kinder sind dadurch obdachlos auf
die Straße gesetzt worden, darunter befinden sich Wöchnerinnen
und Säuglinge , auch 22 Kinder , die am nächsten Tage zur
ersten Kommunion gehen sollten. Schriftliche und mündliche
Vorstellung der Stadtverwaltung und der Regierung waren
vergeblich. Auch der kleinste Aufschub wurde verweigert .

Gegen diese neuen Gewalttätigkeiten und Vertragsbrüche
der Interalliierten Rhcinlandkommiffion legt die deutsche Re¬
gierung hiermit feierlich Verwahrung ein.

Der Reichskommiffar für die besetzten rheinischen Gebiete
in Koblenz wurde gleichfalls beauftragt , der Interalliierten
Rheinlandkommission eine Abschrift der. Note zu überreichen.

Die Verkolgung der Lisenbabner .
Die deutschen Eisenbahner bleiben standhaft . Aus Zorn;

über diese monatelange vorbildliche Haltung haben die Franzo¬
sen nun in Trier , wie von uns bereits gemeldet, hunderte
deutscher -Eisenbahner durch afrikanische Kavallerie ( Spahis )
aus ihren Wohnungen gejagt , sie mit ihren Familien au »
den Häusern geschleppt und ihre Möbel aus den Fenstern ge- '
worfen . Der Präsident der Reichseisenbahndirektion Trier ,der ausgewicsen wurde , hat an den Vorsitzenden der französi¬
schen Feldeisenbahn -Unterkommission in Trier einen ein¬
drucksvollen Protest gesandt, in dem es heißt :

„Herr Präsident ! Glauben Sie wirklich, daß die Eisenbah¬
ner mit solchen Mitteln zum Verrat an ihrem Vatcrlande und
ihrem Gewissen bewogen werden können? Sind Sie sich nicht
selbst darüber klar, daß mit solchen Maßnahmen nichts er¬
reicht und nur dem Verlangen Rechnung getragen wird , brave -
pflichttreue Eisenbahner mit Frau und Kind bis aufs Blut zu
quälen ? Die Urheber dieser Schandtaten stärken nur den
Widerstand und die Verbitterung und werden alle Seelen
mit dem Mute der Verzweiflung erfüllen . Muß Ihnen als
anständigem Franzosen und insbesondere als Offizier nicht
die Schamröte über solche brutalen Auswüchse einer ziel¬
losen Gewaltpolitik ins Gesicht steigen? Ich appelliere an Ihr
Gewissen und Ihr Menschlichkeitsgefühlu . verlange von Ihnen
mit allem Nachdruck Einstellung dieser Gewalttatn , vollstän¬
dige Sühne für alle Schäden der mir unterstellten Bedienste¬
ten und strengste Bestrafung aller -Schuldigen."

Über die Vorgänge in Koblenz hat der Vorsitzende des Eisen¬
bahnerverbandes Koblenz an den Reichspräsidenten einen Be¬
richt erstattet , in hem es heißt :

^Annähernd hundert Eisenbahnerfamllien sind in Koblenz)
auf die brutalste Art und Weise von den französischen Mili¬
tärs von Haus und Hof verjagt worden . Wo die Räumung
den Franzosen -Wabbaren nicht schnell genug ging , wurde mit
dem Bajonett und der Reitpeitsche der französischen Offiziere
in der brutalsten Weise nachgeholfen. Die Möbel der Ver¬
triebenen wurden auf die Straße geworfen , so daß der Ver¬
kehr stockte . Alte «nd kranke Frauen , Greise und Kinder im
zartesten Alter wurden obdachlos auf die Straße geworfen.''

Die Brutalität dieses Vorgehens kann nicht mehr übertrof¬
fen werden .

Die Besetzung weiterer Gruben.
Die Besetzung der Steinkohlengruben und Zechen durch di»

Franzosen ist weiterhin fortgesetzt worden. Es find insge¬
samt 22 Zechen und Schachtanlagcn von den Franzosen besetzt
worden . Es handelt sich um folgende Zechen : die staatliche
Zeche Rheinbaben , Bonifacius , Robert , Joachim , Schlägel und
Eisen , König Ludwig (Schacht 4 und 8) , General Blumenthal
(Schacht 3 und 4), Matthias Stinnes (Schacht 3 und 4), Con- .
cordia ^Schacht 4 und 5) , sowie Emscher-Lippe (2 Schachtan¬
lagen ) , die staatliche Zeche Waltrop , Westerholt, die größte
staatliche Anlage , die staatliche Zeche Wergmannsglück, Berin -
ger, Graf Schwerin , Mont Cenis und Johann DetmelSverg ,



v . „ fc-t . jpb ' -.vi* ; < -gnzssen eflM MH fremde
« lir .ict «Diese Arbeiter sollen nach den Aussagen

- ch,ebener Bergleute auS Pelea und .der Tsckecho-Aeumket
Pammern

'die sind, wie behauptet wird , « it Waffen «usge.
rüstet . .. . . . . . . . .

" .

- Lrsud vor dem Slaatsgericktsbo ^
D« StchakÄgertchtshrs zum Schütze der Republik in . Leipzig

Verhandelte gegen den früheren Pfarrer und Privatgelehrten
Traub wegen Kcleidigung des Reichspräsidenten . Traub bat
<n einem «Der Zwang zum Lügen" überschriebenen Aufsatz in
her „ Münchnen-Augsburger Abendzeitung" am 6. SWat 1922
behauptet, - der Reichspräsident habe- bei einem großen Emp¬
fang im Februar 1921 seinen Gästen die Marseillaise und
, God save the King" verspielen kaffe« . Die Zeugenveruch - ,
mung ergab, tmß . diese Behauptung vollkommen trei ^erfun¬
den ist. . Der Reichspräsident hat vielmehr .an .dem Empfangs - .
«bend gerade , einen zur Bekämpfung der Lügen über deutsche
Greuel bestimmten, seither im In . und Auslände wiederholt

. gehaltenen Vortrag b& ■Pros . Tagen über -LnegZgeHniücne
, Völker ^ ranlatzt , in duffen Verlauf einige der - während des

Kriege» , in den Gefangenenlagern phonographisch aufgenom -
' menen kennzeichnenden Gesänge der verschiedenen Volker wie -

dergegeiben worden find. Unter diesen waren weder die de-
' kannten Nationalhymnen noch «Wiche Gesänge oder Texte
twrhanden . - . . ^

, . Traub gab in der Verhandlung -zu» daß er durch eine irre -
^ sthrende Meldung getäuscht worden sei. - Er erklärte , er . habe -
. sich au » den Zeugenaussagen überzeugt, daß die in seinem
« Aufsatz enthaltene Mitteilung über den EmpfangSabend . .fälsch

sei. und daß der aus dieser Darstellung gezogene Schluß, der
Herr Reichspräsident habe bei jener Gelegenheit eine Vater- :
landswidrige Gesinnung gezeigt, eine der Wirklichkeit » ld«r .
sprechende schwere Kränkung detz Reichspräsidenten enthalte .
Er erklärte deshalb sein Bedauern darüber , diese unrichtige
Mitteilung übernommen zu haben und wird diese Erklärung
in der nächsten Kummer seiner Zeitung abgebe«. Der Reichs¬
präsident ließ erklären , daß er sich mit dieser Erklärung be¬
gnüg« und von der Ttrafversolgung absehe .

Dadiscber Landtag .
Karlsruhe , 12 . April .

Die Nachmittagssitzung
brachte die allgemeine Aussprache über das Grund - und Ge¬
werbesteuergesetz .

Abg . Dr . Mattes (D . Bp. ) fordert Einführung eine Höchst¬
belastungsgrenze . Er vermag im übrigen nicht einzusehen,
warum in diesem Augenblick eine so weitgehende Novelle vor¬
gelegt wurde. Ob damit den berechtigten Ansprüchen, der
Wirtschaft gedient werde, möchte Redner bezweifeln. Die
Gesamtheit der volksparteilichen Anträge bezwecke einen ge¬
rechten Ausgleich zwischen Gewerbe und Landwirtschaft sie
seien weit entfernt von einer enffeitigen agrarpolitischen Ein¬
stellung. In der Anwendung der hohen Strafbestimmungen
bei nicht rechtzeitiger Steuerzahlung möge man am Anfang
Rachficht üben . Bei einer Objektsteuer sei die Progression
grundsätzlich abzulehnen . Der Redner bemängelt , daß die
Vorlage so spät eingekommen sei . Gang und Art der Be¬
ratung müßten befremden.

Abg . Gebhardt (Landbund ) hätte einen sechsfachen Steuer¬
fuß für Grund und Boden noch zustrmmen können. Tie jet¬
zige Fassung sei wirtschaftlich nicht tragbar und daher abzu-
leh »en.

Abg . Rückert (Soz . ) erinnert daran , daß der lOprozentige
Steuerabzug nach neuester Feststellung 92 Prozent der ge¬
faulten Reichseinnahmen ausmache. Auch die Sachwertbesitzer
müßten mit ganzer Kraft dem Vaterland das ihrige geben,
wenn nicht unerwünschte politische Komplikationen eintreten
sollen . Man möge nicht darüber streiten, daß sich die Ver¬
hältnisse nach dem Kriege sehr zu Ungunsten der Stadt¬
bevölkerung verschoben haben . Der jetzigen Vorlage könne
man wohl zustimmen, da sie einen gerechten Ausgleich biete.
Die Behauptung , wir, die Sozialdemokraten , hätten kein Ver¬
ständnis für Landwirtschaft gezeigt , können wir nicht gelten
lassen. . . .

Abg. Dr . Hanemann (D .-Natl .) : Es frägt sich , ob der jetzige
Zeitpunkt angesichts unserer Wirtschaftslage der richtige ist,
« it einer derartigen Steuererhöhung zu kommen, deren Wir¬
rungen unabsehbar seien. Es scheint darum gut , daß die No¬
velle nur von einjähriger Geltungsdauer sein soll . Der Red-
Mer macht sich im übrigen deri Standpunkt des Abg . Dr . Mat¬
jes zu eigen.

Freitag 9 Uhr Weiterberatung . Schluß nach 8 Uhr.

Karlsruhe , 13. April .
Weiterberatung des Grund - und Gewerbesteuergesetzes.

Als erster Redner legt heute Abg. Dr . Baumgartner den
Standpunkt des Zentrums dar . Die Einwände des Abg . Dr .
Mattes gegen die Behandlung der Novelle im Ausschuß seien
unberechtigt. In gewissem Umfange würden alle Steuern ,
auch beim Gewerbe, abgewälzt . Goldmark - und Papiermark¬
werte zum gleichen Steuersuße Heranzuziehen, wäre bei den ver¬
änderten Geldvcrhältnisse nicht mehr angängig gewesen. Wenn
man auf die Mitarbeit der Sozialdemokratie nicht verzichten
wollte, so müßte bei dieser Vorlage ein Weg gefunden werden,
der auch für die Arbeiterschaft erträglich erscheine. Für das
Zentrum handelte es sich vor allem um die Frassv , wie die mitt¬
lere und kleinere Landwirtschaft und das Kleingewerbe vor Über¬
lastung geschützt werden könne. Der » Alles oder Nichte -
Standpunkt gehe bei Steuergesetzen nicht an . Man müßte also
zu einem Kompromiß kommen und habe sich dabei bemüht , auch
den Interessen der Landwirtschaft gerecht zu werden. Wir wa¬
ren gewillt, in der Änderung des Gesetzes auf ein Jahr ein
Werk zu schaffen , das jene belastet, die es vertragen können
und andererseits dem Staat die nötigen Mittel bringt . Wir
ließen uns von dem Grundsatz leiten : das Staatswohl einer¬
seits, steuerliche Gerechtigkeit andererseits , nicht die Bevorzu¬
gung irgend eines Standes ! (Beifall im Zentrum .)

Abg . Freudenberg (Dem .) : Vorliegende Novelle soll nur einen
Verteilungsschlüssel für die verschiedenen Steuerarten abgeben.
Zum eigentlichen Steuergesetz wird sie erst , wenn für 1923/24
der Steuerfuß endgültig festgesetzt wird . Der Redner befür¬
wortet ebenfalls die Beschlüsse der Koalitionsparteien , die zur
Grundtendenz die gleichmäßige Lastenverteilung haben . Der
Antrag Dr . Mattes würde eine nicht unwesentliche Belastung
des gewerblichen Betriebsvermögens und eine nicht unwesent¬
liche Belastung des landwirtschaftlichen Grundvermögens brin¬
gen. (Hört, hört ! ) Der Landbundantrag entspringe einer ein¬
seitigen kurzsichtigen Jnteressenpolitik . Daß bei nicht rechtzei-« ger Steuerzahlung Zuschlagsstrafen von monatlich 20 Prozenterhoben werden, sei an sich richtig. Aber man könne nicht ander Tatsache Vorbeigehen , daß die Absatzstockung und Kapital¬mangel uns Zahlungsschwierigkeiten verursachen wird, was die
Finanzbehörden veranlassen muß , Nachsicht zu üben . DerRedner wendet sich gegen eine demagogische Ausschlachtuna des
Gesetzes außerhalb des Hauses und weist den Borwurf des Abg.Dr . Mattes , daß die Vorlage oberflächlich behandelt worden
sei, als unbegründet zurück .

Die Koalitionsparteien , die dem Gesetz gewiß nicht in allem
zustimmen , waren bei ihren Beschlüssen getragen vom Gefühleder Staatsverantwortung . (Lebhafte Zustimmung .)

Finanzminister Köhler
erklärt , daß die mit der Novelle getroffene Zwischenregelungkm Interesse der steuerlichen Gerechtigkeit dringend notwendigwar . Das Gesetz von 1921 hat sich bewährt .

'
GegenwärtigeVorlage beziehe sich niffächlich nur aus eie P . rlci .uug der

Steuerlasten . Andererseits bedarf der III . Nachtrag eine sorg¬fältige Ausbalanzierung . Das Gesetz sei unter Berücksichtigungaller Umstände keineswegs zu spät eingebracht worden. Dem
Ausschuß war es durchaus möglich , gründliche Arbeit zu leistenund dazu noch wertvolles Material für das neue grundlegende
Gesetz zu liefern . Ihm sage ich namens der Negierung Dank,
Desgleichen den beiden Berichterstattern . Für die Behauptung » daß

einige »Bestimmungen konfiskatorisch wirkten, wurde der Be¬weis nicht erbracht. Der schwierigen Lage des Erwerbslebens
verschließt sich auch die Regierung nicht . Steuergesetze haben,wch niemanden gefallen. In dem Spiel mit den Zahlen mögeman Vorsicht walten lassen . Was hier vorgebracht wird, mutzsehr oft korrigiert werden. So steht es z: B . mit dem Vergleichdarüber , wie die einzelnen Berufsgruppen an den Einnahmenaus der Einkommensteuer beteiligt sind . Man darf nicht ver¬
gessen, daß die Lohn- und Gehaltsempfänger im Jahre 1922
chre Steuer in wesentlich besserem Gelde bezahlt haben, als esbei den Kreisen der Fall sein wird, die erst jetzt bei einem Dol¬
larstand von 21 000 für das Jahr 1922 veranlagt werden. Denfreien Berufen kann aber daraus kein Vorwurf gemacht wer-
den . Denn es fehlt eben die formale Möglichkeit , die Steuernbei ihnen so rechtzeitig zu erheben, wie bei den Lohn- und Ge¬
haltsempfängern . Wenn letztere auf die Tatsachen Hinweisen , sosollte man dafür Verständnis haben.

Der Minister ist mit den Ausschußbeschlüfsen einverstandenund erklärt , daß er beabsichtige , im nächsten Grund - und Ge¬
werbesteuergesetz die Progression ganz fallen zu lassen . Erbittet das Haus , die gegenwärtige Vorlage raichestens zu ver¬
abschieden , wenn es Wert darauf legt , daß die Veranlagungfür 1923 alsbald durchgeführt wird.

Abg. Bock (Komm. ) erklärte der Gesamtvorlage nicht zustim¬men zu können, da sie nicht durchweg verhindert , daß die Ar¬
men weiter besteuert werden. In der Einzelberatung würden
die Kommunisten nur jenen Bestimmungen beipflichten, die der,
Besitz schärfer erfassen .

Der Präsident verlas einen Schlußantrag , der mit 29 gegen22 Stimmen Annahme fand.
Die Berichterstatter verzichteten aufs Schlußwort , woraufnach einer persönlichen Bemerkung des Abg . Dr . Mattes sichdas Haus auf 144 Uhr nachmittags vertagte.
Schluß Uhr.

Babtecbe Älbersicbt .
Mannheim .

©ei der Truppenbewegung der Franzosen am Mittwoch hateS sich neben der Aufstellung von zwei Posten (am Luisen¬ring 3 und Schanzenstraße ) nur um Ablösuugstruppen gt -
handelt . Bon den zwei Posten, die neu aufgezogen, siehteiner vor dem Hause Luisenring z, wo eine französische Spe¬
ditionsfirma ihre Bureaus haben soll, und ein Posten stehtvor dem Berbandsbureau der Binnenschiffer in der Schanzen¬straße . Im letzteren Bureau nähmen die Franzosen am
Mittwoch morgen eine ergebnislose Durchsuchung vor . Diekleine Truppenabteilung ist gegen 2 Uhr nachmittags wieder
abgezogen. Die Durchsuchung der Räume galt , wir verlautet ,den Lohnlisten und den Lohngeldern des Deck- und Maschi-
nfftenpersonals der Rheinschifscchrt , das bekanntlich die Rhein¬
schiffahrt stillgelegt hat, weil es sich weigert, unter französischer
Flagge oder Reparationsgüter zu fahren .

Vor das Haus der französischen Studiengesellschaft für
Rheinschiffahrt» jn der vom Luisenring äozweigenden Leopold¬
straße ist, wie verlautet , arrs folgendem Grund von der fran¬
zösischen Behörde ein Posten ausgestellt worden : Bei der fran¬
zösischen Studiengesellschaft für die Rheinschiffährt waren
auch 5 deutsche Beamte beschäftigt . Von diesen 5 deutschenBeamten haben sich zwei geweigert, die Schiffspapiere für be¬
schlagnahmte Kohlenkähne auszufertigen , weil es sich bei den
beschlagnahmten Kohlen nicht um Meparationskohlen handleund sie nach den Weisungen der deutschen Regierung zur Be¬
schlagnahme von Kohlen nicht ihre Hand bieten können. Sie
wurden daraufhin von der französischen Studiengescllschaftder Rheinschiffahrt fristlos entlassen und riefen zur Durch¬
setzung ihrer Gehaltsforderungen den Schlichtungsausschußan . Dieser .verurteilte die französische Gesellschaft zur Zah¬
lung der Gehälter an die beiden Angestellten. Zur Sicherstellungder Forderung der beiden Angestellten ließ der Deutschnatio¬nale Handlungsgehilfenverband , dem einer der beiden Ent¬
lassenen angehört , Arrest auf eine Schreibmaschine der fran¬
zösischen Gesellschaft legen. Als der Gerichtsvollzieher zur
Pfändung bei der französischen Gesellschaft erscheinen wollte,
fand er den französischen Posten vor, da die französische Ge¬
sellschaft die Zuständigkeit des deutschen Schlichtungsausschus-
ses nicht anerkennen will.

Die Br satzungstruppen in den Motorenwerken (vormals
Benz ) wurden von den Franzosen noch auf ihren Posten be¬
lassen, so daß die Arbeit daselbst noch ruht , obwohl, wie be¬
reits mitgeteilt , eine Entente -Kommission einwandfrei fest¬
gestellt hat , daß es sich bei dem fertiggestellten großen Diesel¬
motor um keine U -Bootsmaschine handelt . Ob die Franzosen ,
hei denen allein die Frage der Räumung der Fabrik liegt, die
letztere wieder frcigeben werden, nachdem ihr mit so großem
Tamtam inszenierter angeblicher »Verstoß gegen den Frie -
dcnsvertrag " zu . Wasser wurde , steht dahin . Die „Prestige¬
frage " spielt dabei mit. Bis jetzt haben die Franzosen , was
sie besetzten , nickt mehr frei gegeben , selbst wenn die angeb¬
lichen Verfehlungen , wegen der die „Sanktionen " verhängt
wurden, - hinfällig wurden oder wie im Falle der Motoren¬
werke, sich als aufgelegter Schwindel erwiesen.

■Rheinau.
Die in der Güterhalle in Rheinau liegenden Bauhölzer , die

einem Schwetzinger Zimmermann gehören und für Dienst¬
wohnungen am Bahnhof Rheinau bestimmt waren , sind von
den Franzosen in dem Augenblick beschlagnahmt worden , als

sie aus eine« Wage « geladen und ' zur Baustelle geführt wer¬den sollte«.
- - Saaikartösfel und FuNermsthel wutden pon den französischen
Truppest .- di« , das Rhein«««« Hasehgebiet besetzt halten , am

Mittwoch beschlägnahmt. -: Beim .
'Lagerhaus , des . (Schiffchen

Banernvereinsn » Mheinou» das . in derNähe des besetzten. Ha -
ffengeleifes . in Rheinau ' liegt , waren , ein» Wagen mit . zwei
.Pferden aus . Brühl und- ein Wagen mit . zwei Kühen aus
Ketsch borgefahren , um» wie gewöhnlich Waren für die Orts -
« ereine .abzuholen . ; Der Anfahrtsweg zum Lagerhaus ist nach
ausdrücklicher Erklärung der . Franzosen als neutrales . Gebiet
zu betrachten und nicht besetzt. Trotzdem legten die Franzosendie beiden Fuhrwerke — das ein « voll . beladen, das andere mit
einem Sack Mehl — mit Beschlag und . ließen sie zu der fran¬
zösischen Z»llstelle bet der Sunttchtfabrik fahren . Dort wurden
die Fuhrwerke bis abends gegen 7 Uhr hnigehalten. Schließ¬
lich wurde dann den Besitzern der Fuhrwerke um diese Zeit
erlaubst ihre Tiere abzuspannen und . nach Hause zu bringen .Als sie gestern vormittag wieder bei der französischen Be
Hörde wegen ihrer Wagen vorstellig wurden , bedeutete man
ihnen , sie sollten um 1 Uhr nachmittags wieder mit ihren Ge¬
spannen (mit vollständigem Geschirr) zur Sunlichtfabrik kam-
men . Wie der .Mannheimer -Generalanzeiger " meldest ha¬
ben es die beiden Fuhrwerksbesiher - äbgelehnst mit ihren Ge¬
spannen nochmals vor der Sunlichtfabrik vorzufahren . Was
mit den beschlagnahmten Wagen und Waren wird, steht noch
nicht fest.

Tum Lall MierendorS .
Vom „Republikanischen Aktionsausschuß der Universität

Heidelberg" werden die Heidelberger „Neuesten Nach¬
richten " um Aufnahme folgender Notiz gebeten : / „DaS
Urteil der Strafkammer des Heidelberger Landgerichts gegen
Mterendorff in der Lenard-Affäre, durch das jedes Rechts¬
empfinden verletzt wird , fordert die republikanische Studenten¬
schaft Heidelbergs nochmals zu einer klaren Stellungnahme
heraus . Nach wie vor stellt sich sich mit aller Entschiedenheit
hinter Mierendorff . Dieser hat aus vaterländischer Gesin¬
nung gehanoelt, um die Verfügung der badischen Staats¬
regierung ans gütlichem Wege durchzusetzen und so , entge¬
gen dem provokanten Verhalten Geheimrats Lenards , kas
selbst von der Staatsanwaltschaft nicht nur als unklug, son¬
dern auch als ungehörig bezeichnet wurde, das Ansehen der
Universität und des Staates zu wahren .

"

Der badische Fremdenverkehr.
Durch die Presse ging dieser Tage eine Notiz, es sei in Ho¬

telierkreisen bekannt geworden, -daß die badische Regierung
für die kommende Reisezeit Abstand genommen habt, die Aus¬
länder besonders zu besteuern . Gemeint sind hier wohl die
Taxen für die Erteilung von Ausenthaltsbeschtinigungen. Wie
wir von gut unterrichteter Seite hören , sind Erwägungendarüber im Gange , die besonderen Bestimmungen in den ein¬
zelnen Ländern hierüber zu beseitigen und die Frage in Ver¬
bindung mit den Sichtvermerken zu losen . Näheres wird nochbekannt gegeben.

Güterverkehr mit der Schweiz .
Es wird daran erinnerst daß der Güterverkehr nach und

von der Schweiz über die badisch -schweizerischcn Übergänge
zurzeit frei und nur noch für Kohlen, Koks und Briketts nach
der Schweiz Zulaufgenehmigung bei der Gemralbetriebs -
leitung Süd in Würzburg unter Vorlage ausgefüllter Fracht¬
briefe einzuholen ist.

Diese Massengüter können jedoch nur von Fall zu Fall in
geschlossenen Zügen von etwa 1000 Tonnen Brutto mit Abfer¬
tigung aus direkten , nach schweizerischen Stationen lautenden
Frachtbriefen zugelassen werden.

Dkalz und Nachbarländer.
Ransweiler b . Rockenhausen , 12. April. Am vergangenen

Sonntag wurde an einem KreuznacherBürger hier ein schwerer
Raubüberfall mit 18stündiger Fesselung verübt. An dem be-
zeichneten Sonntag stellten sich nachmittags zwei Schwäger des
Kreuznacher Bürgers in seiner Wohnung ein , um ihn wegeneiner Arbeit in K . mitzunehmen . Ahnungslos fuhr derselbe
auch mit und gelangten die beiden gegen 8 Uhr abends an.
Nach dem Abendessen besprach man die Arbeit, die verrichtet
werden sollte. Plötzlich wurde, laut „ Pfälz . Voltsztg.

"
, der

Kreuznacher Bürger von seinem Schwager von hinten gefesselt
mit Seilen an Armen und Beinen, so daß er vollständig wehr¬los war . Der eigentliche Grund für dieses Vorgehen kam dann
in Erscheinung . Der Gefesselte sollte unterschreiben, daß seineMöbel sowie sein sämtliches Gcschäftsmaterial durch Fuhren
abgeholt werden können. Da er dies verweigerte, schleppten die
Leute ihn in den Stall , banden ihn langgestreckt , machten ihmeine Schlinge um den Hals und mißhandelten ihn schwer. In
dieser Lage befand sich der Unglückliche vom Sonntag abend bis
Montag abend . Während dieser Zeit wurden ihm alle Möbel
und alles Material geholt . Bei der Mißhandlung wurden ihm
annähernd 40 000 Mark abgenommen, desgleichen auch die Uhr.Äm Dienstag morgen wurde er wieder frei gelassen unter Zu¬
rückgabe seiner Geldbrieftasche. Die Sache ist der Staatsan¬
waltschaft übergeben worden.

DZ . Speyer a. Rif ., 12. April . Der Senior des PfälzischenKlerus , der Geistliche Rat und Jubelpriester Anton Maria
Colling , ist im Alter von 96 Jahren im St . Paulusstift zu
Herxheim gestorben. Der Verstorbene war in verschiedenen
Pfarreien der Pfalz tätig und hielt sich seit November 1910 in
hem genannten Stift auf .

Von der medizinischen Fakultät der Universität Münchenwurde der Kultusminister Dr . phil h . c . Matt von hier, eia
Sohn des verstorbenen Kreisschulrates Matt , für seine Ver¬
dienste um die Fakultät und ihre Anstalten Titel und Würde
eines Ehrendoktors der Medizin verliehen.

DZ . St . Ingbert , 13 . April. Die Süddeutschen Lederwerke
A .-G . St . Ingbert haben den Betrieb infolge Kohlenmangels
stillegen muffen

Iknrze Nachrichten aus Waden.
Mannheim , 13 . April . Vor kurzem fand dahier in den

Kaisersälen für die jüngst aus der Pfalz Ausgewicsenen eine
Begrüßungsfeier statt . Zahlreiche Ausgewiesene waren mit
ihren Familien erschienen . Von Pfälzer Liedern umrahmst
wurden Ansprachen gehalten, m denen der Wille zum Aus¬
druck kam, auszuharren m Kampf um die Freiheit , festzu¬
halten unter allen Umständen an der Einheit des Reiches .

DZ . Heidelberg , 12 . April . Die Heidelberger Bürgermeister¬
wahl ist wieder ergebnislos verlaufen . Es haben von insge¬
samt 105 Wahlberechtigten 91 abgestimmt. Es entfielen Stim¬
men auf Dr . Drach 44, Stadtrat Maier 29 und Rechtsanwalt
Winbold 17, ein weißer Zettel wurde abgegeben . Jn acht
Tagen soll der dritte Wahlgang vorgenommen werden.

Reichstagsäbgeordneter Dr . Curtius teilt in einer in Hei¬
delberg ahgehältenen Mitgliederversammlung der Deutschen
Wolkspartei mit, daß dieser Tage eine badische Abteilung bep



R <tASWtrtf4aft &mimttcrlum8 mit dem Sitz in Heidelberg er¬
richtet wird .

DZ . Frelbnr , i . Br ., IS. April . Durch FelSobbrückrlungen
und Rutschungen ist der bekannte Ludwig Nru « «u»-Wr>
durch die Wutachschlucht zurzeit nur mit gewisser Gefahr be¬
gehbar . Der Schwarzwaldvcrein bittet die Besucher der
Wutachschlucht , sich vor der Begehung genau zu orientieren .

DZ . Singen a . H., IS. April. Am Gasthaus zur Krone
soll hier in Kürze eine Gedenktafel zur Erinnerung an tue
Zeit angebracht werden, in welcher Scheffel in Singen wellte
und seinen Ekkehard schrieb. Nennenswerte Beträge sind be¬
reit » für diesen Ztveck gezeichnet .

DZ . Tiengen (Amt Waldsbut ), 13. April. Am Montag
abend sollte unter dem Name» eines „LrseverrinS" eine Zu¬
sammenkunft der hics . nationalsozialistischen Partei stattfinden .
Da dieselbe jedoch behördlicherseits verboten wurde, unter -
b ' ieb die Versammlung . Die hiesige Bevölkerung hatte für
diese Mahnahme volles Verständnis . Es rief jedoch eine un-
geivöhnliche Erregung hervor, als gegen Abend zirka 80 Krm-
munisten aus Waldshut und Tiengen heranrückten unter der
Führung des Waldshutcr Bahnhofsbuchhändlers Geifert . Nur
die bewunderungswürdige Ruhe der 6 Gendarmen , die die

Ansammlung davon abhielten , in die Privathäuser der Na»
tionalsozialisten einzudringen , um dort zu rauben und zu
plündern , konnte eine schwere Verwicklung vermeiden.

Aus der Landeshauptstadt.
# Freiwillige Feuerwehr . Nachdem anschlietzend an die

Generalversammlung die Neukonstituierung deS Korps durch
Unterzeichnung der Reverse auf weitere 3 Dienstjahre statt -
fand , wurden bald darauf die Chargiertcnwahlen vorgenom-
men und so das Korps wieder neu gebildet . Stab : Oberkom¬
mandant A. Heußer , 2. Kommandant H. Daler , Adjutanten :
K. Schönherr , A . Porr und L. Heck ; Korpschirurg Schneider
Stabshornist Thoma , Bat .-Tambour A . Johler , Korpsdiener
Bolm . 1. Kompagnie ; Hauptmann Schuh, Ersatzhaupt mann
Köllich ; Obmann der Abt. Einreiher : Rübet , Ersatzmann
Glaser ; Obmann der Abt . Steiger : Eatoir , Ersatzmann
Schmitt ; Obmann der Abt .-Spritze : Lahr , Ersatzmann Meier ;
Obmann der Abt . -Wassermannschaft : B . Jäger , Ersatzmann
E . Heck . Vertrauensleute Catoir und Heck . 2 . Kompagnie :
Hauptmann Kärcher, Ersatzhauptmann Gruneisen ; Obmann

der Abt . Einreiher : Schoah Ersatzmann Greiner ; Obmann
der Abt . Steiger : Leib, Ersatzmann Dietrich ; Obmann der
Abt. Spritze - und Waffermannschaft ; Senk, Ersatzmann P .
Fischer. Vertrauensleute : Schwertuer und Schaad . 3 . Kom¬
pagnie : Hauptmann Muser , Ersatzhauptnianu Wrick ; Ob -
mann der Abt . Einreiher : G»tschammer, Ersatzmann Bauer ;
Obmann der Abt. Steiger Mantz, Ersatzmann Schmiedet ; Ob¬
mann der Abt . Spritze : Mann , Ersatzmann Pfennlnger ; Ob¬
mann der Abt. Wasserinannschaft : Jäger , Ersatzmann Bischofs .
Vertrauensleute : Gottfchammer und L'lantz. 4 . Kompagnie:
Hauptmann Mark , Ersatzhaupimanrt Bindschädels Obmann
der Abt . Einreiher : Ruf , Ersatzmann Oswald ; Obmann der
Abt. Steiger : Bast Ersatzmann L . Kappler ; Obmann der Abt.
Spritze : Weiß , Ersatzmann Buhl ; Obmann der Abt . Wasser¬
mannschaft : Bollin , Ersatzmann TomaschewSki . Vertrauens ^
leute : Kappler und Hügel . Der Abgang an Mannschaften
war ein geringer . Nicht mehr kapitulierten : Bri der 1. Kom¬
pagnie 8 Mann ; 2. Kompagnie 8 Mann ; 8 . Kompagnie
10 Mann ; 4. Kompagnie 5 Mann . Beim Stab trat 2 . Kom¬
mandant Stolz zurück . Durch Reuzugänge wird die Gesamt¬
stärke des Korps bald wieder erreicht sein , wie dies nach jeder
Dienstperiode der Fall gewesen.

Preiswertes Anseliot
Schuhm

— nur 3 Tage —
Rindbox-Herrenstiefe ! . . . . . . . 34500 . —
Herrenstiefel , Goodyear-Welt . . 39800 .—
Rindbox-Damenstiefel . 29 500 .—
Chevreaux -Damenstiefel . 35000 .—

„ „ Goodyear-Welt 39500 .—
Spangenschuhe , moderne Form . 29 500 .—
Chevr.-Damenhalbschuhe 29800 .- 24200 .—

ferner besonders preiswerte
Sandalen , weiße Halbschuhe

und Kinderstiefel jeglicher Art
Alles nur erstklassige

Qualitäts -Ware !

E. Qeber
’s [tamesiit

Ecke Kriegs - und BunsenstraBe
Telephon 5671

Straßenbahnlinie 4 bis HQbschstraße

AMMMHMmMNnNHMMA
Badisches Landestheater .
Samstag , 14 . April , 61/, — n . 10 Uhr . Sp . I . Abt . 4000 M.

Th .-Gein . B.V . B. Nr . 3301 - 3700.
N eu einstudiert :
Maria Stuart .

* Wir empfehlen erstklassige Brenn¬
stoffe (auch Grudekoks ) bei prompter
Bedienung und bitten um Eintragung

in unsere Kundenliste 58 .377

Carl August nieten & Co
.

Kohlenhandelsgesellschaft
Stadtbüro : Kaiserstraße 118 Fernsprecher 982 , 5165 , 5506

DieUmschreibungen
x x

beim Kohlenamt erfolgen
nur in dieser Woche

Prompte und gute Lieferung in
Kohlen und Braunkohlen - Briketts

Koks und Brennholz
sichern wir unsem Kunden zu

Franz Haniel & Cie.
G. m . b. H. 83 .381

Kohlengroß - und Kleinhandlung
Kaiserstraße 231 Fernruf 4855

Haupt-
u . ScfrluSjkfasse
Preuh -südd- Staatslotterie
spielt vom 17 . April bis
19. Mai 1923 und bringt

47 , Milliarden
Gewinne nt. Haupttreffern
bis 100 Millionen Mark,
wobei auf fast 2 Lose 1
Treffer fällt . Kauflose noch
zu haben wie Ersatzlose

V* 7 « V. 7t Teil
1500 3000 6000 12000,/i

bei
Ludwig Götz
Bad . Lotterieeinnehmer

Hebelstrahe 11/15
am Rathaus

J BADISCHE LICHTSPIELE j
1 für Schule und Volksbildung §
I Auf Veranlassung und unter Mitwirkung 3
S des Verkehrs Vereins Karlsruhe i
M * * -aI * H
| Samstag , 14 . d . M „ abends S Ohr , 1
| im STÄDT . KONZERTHAUS I

| Film -Vorführungen 1
| mit musikalischen und gesanglichen Vorträgen |
| 1 . Die Eismeerinsel Island . Leben und Treiben |
| daselbst B .377 1
| 2 . Das Riesengebirge . Seine Berge , Täler und |
| Badeorte . Winter - und Sommerbilder .
I 3 . Die Geheimnisse des Maikäfers in der Fantasie
I des „kleinen Moritzche “ .
ff Ruzek ’sches Doppel-Quartett
I Mitwirkende : Herr Leopold Falkenberg jr . (Cello)
ff Herr Gustav Lüttgers (Klavier )
1 Numerierte Plätze . Ermäßigter Eintrittspreis (ein-
1 schließl . Einlaß - und Kleiderablagegeld ) durch -
1 weg 2( 0 Mk . Vorverkauf : Musikalienhandlung
| Müller , Kaiserstraße 124a, und Abendkasse

§ Gleichzeitig lädt der Verkehrsverein zu seiner
2 Freitag, den 27. d . M . , abends 8 Uhr, in der Bahn -
f hofrestauration (Weinzimmer) stattfindenden or-
§ deutlichen Jahres -Hanptversamminng ein .
3 Tagesordnung : 1 . Jahresbericht . • 2 . Tahresrech -

jjjj nungsablage . 3 . Voranschlag . 4. Beschlußfassung
2 über die auf der Tagesordnung stehenden Ge¬

ig genstände . 5. Satzungsänderung . 6 . Aenderungen
2 im Ausschuß . ^
är ;iiiMTiri »iiil:iiiriiriBiiiiiiiiiiiiitiiiliiii:iii:iiii3iBiiii;i«ii:i ;iii:iiiiiiiiiiiiiiitaiiiriier!iirii 'i : ii;i"ii:i!!ä

im Vorort von
Karlsruhe sucht

zur Unterhaltung ihres ausgedehnten Maschinen¬
parks , zur Aufsicht über if>cc Handwerksbetriebe
und zur
Lagerver»
waltung
30—35 Jahre alt , tüchtig, strebsam u . verträglich
m- vielseitigerBetriebspraxis , Kenntnisse in Elektro¬
technik ». besten Zeugniffen . Angeb. m. lückenlosem
Lebenslauf , Zeugnissen, Gehaltsansprüchen , Angabe
der Eintrittszeit , womöglich auch Bild, unter Nr.
99 . 374 an die Expedition der «Karlsr . Zeitung ".

Krößere Isavrik

•lüdjnita (Mmcijtct)

Empfehlenswerte Bezugsquellen für die badische Landwirtschaft
Sonderbeilage zur Karlsruber Zeitung ( Badiseber Staatsanzeiger )

. .
G. m. b . H.

Telephon 1568 . KZirlsrilHE Kaiserstr. 201

Telegramm-Adresse : Landmaschine .

der Generalvertreter :
R. Wolf Akt . - Ges . , Magdeburg-Buckau für deren
Motor - u. Dampf - Dreschmaschinen .

Beste und billigste Bezugsquelle .

Fäh i bai e Futzdresclunaschinen
Original » GERÜ « , 5fache Sortierung , 2 und 3 Schüttler ,mit und ohne Elevator , Kraftbedarf 1 — 3 PS.

Hackmaschinen (Pflanzenhilfe )
Dflngerstreumaschlnen (Westfalla )

Erntemaschinen (Kahr - Krupp 4 Deering )
Bandsägen und Kreissägen

sowie sonstige landwirtschaftliche Maschinen und Geräte
aller Art liefert zu günstigen Preisen

Einkaufs - Vereinigung
sildd . Landwirte m . b . BL

Durlach
Telefon 66 :: Hauptstraße 2, Gasthaus zur Blume

ii
jeder Art , Ersatzteile usw .

erhalten Sie stets zu konkurrenzlos
billigen Preisen auf unseren Lägern

Karlsruhe , Boxberg , Rosenberg ,
Mosbach , Helmstadt , Waldshut ,
----- -- Steinen , Radolfzell -------- -

Bad . landw .

- Abteilung Maschinen -
Karlsruhe i. B. Lauterbergstr . 3«

Die geographischen Grundlagen des
deutschen Volkstums

Von Prof . Dr . Norbert Krebs (Freiburg i. B.)
(„Wissen und Wirken “ Band 4)

Grundpreis M . 1 .— X Schlüsselzahl des. Buchhandels
Verlag G. Braun , Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstraße 14.

Gebr . Wülker
Karlsruhe i. B. Rüppurrerstr . 64

Beste , handhabungssichere

Sprengkapseln und Zündschnüre
zum Sprengen von Baumstumpen

Pulverfabrik Ettlingen (Baden )
- Telephon Nr . 8 -

Ixk-läifelpfliige
Patent

Uta-, Saat- and Wiesen-
Neubeck

«inrf vollendet praktisch u . dauerhafte Qualitätswerk -
zauge . Durch Serienfabrikation billigsteTagespreise

Josef Neubeck , Rastatt
Druck der Karlsruher Zeitung .

!
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